
Bundessozialgericht

— 4 RA 85/78 —
I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

000000000000.00.00000 oooooooooooooooooooooooooooooooo ,

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:
....... g......un...-0.00.0000.oo...oocooouo.oooootooc,

ooooooooouo oooooooooooooooooooooooooooooooooooooooooo ‚

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 4. Oktober 1979 in Berlin

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 50. Juni 4978 wird

zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht zu

erstatten.
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Die Klägerin begehrt im Wege der Herstellung von Versicherungs—

unterlagen die Berücksichtigung einer in der DDR zurückgelegten

Beitragszeit.

Die Klägerin war vom 4. Oktober 4952 bis zum 20. Juli 4957 in

der DDR als Buchhalterin versicherungspflichtig beschäftigt.

Nach ihrer Flucht in die Bundesrepublik Deutschland übte sie

vom 26. August 4957 bis zum 5. Oktober 4959 dieselbe Beschäfti—

gung aus. Nach ihrer Eheschließung erstattete ihr die Beklagte

antragsgemäß aufgrund des — durch Art 4 5 2 Nr 44 des Finanz—

änderungsgesetzes 4967 (FinÄndG) vom 24. Dezember 4967 (BGBl I

S 4259) mit Wirkung vom 4. Januar 4968 aufgehobenen — früheren
@ 85 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) die Hälfte
der in der Zeit vom 26. August 4957 bis 5. Oktober 4959 ent—

richteten Beiträge (Bescheid vom 24. Mai 4964).

Nach Inkrafttreten (4. August 4969) des Art 2 5 27 des Angestell—
tenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) idF des Dritten

Rentenversicherungs—Änderungsgesetzes (3. RVÄndG) vom 28. Juli

4969 (BGBl I S 956) entrichtete die inzwischen wieder versi—
cherungspflichtig beschäftigte Klägerin Beiträge für die Zeit

von August 4957 bis Oktober 4959 nach. Ihren Antrag auf Anerken—

nung der in der DDR zurückgelegten Versicherungszeit vom

4. Oktober 4952 bis 20. Juli 4957 als Beitragszeit nach dem

Fremdrentengesetz (BBG) lehnte die Beklagte ab, weil die im

Jahre 4964 durchgeführte Beitragserstattung weitere Ansprüche

aus den bisher zurückgelegten Versicherungszeiten ausschließe

(Bescheid vom 42. Januar 4976).

Widerspruch, Klage und Berufung blieben ohne Erfolg (Wider—

spruchsbescheid vom 5. Juli 4976, Urteile des Sozialgerichts

—SG— Speyer, Zweigstelle Mainz, vom 4. Dezember 4977 und des

Landessozialgerichts —LSG—Rheinland—Pfalz vom 50. Juni 4978).

Das LSG hat zur Begründung ausgeführt:
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Trotz der zwischenzeitlichen Aufhebung des 5 85 AVG sei die im

Jahre 1961 durchgeführte Beitragserstattung nach wie vor rechts—

wirksam. Art 2 5 27 AnVNG habe lediglich das Recht auf Nach—

entrichtung von Beiträgen für den Erstattungszeitraum, nicht

aber die Möglichkeit eingeräumt, den Erstattungsbetrag zurück—

zuzahlen und damit die Beitragserstattung rückgängig zu machen.

Die Beitragserstattung habe das Versicherungsverhältnis in

vollem Umfange und damit in allen an die zurückgelegten Versi—

cherungszeiten geknüpften Rechtsbeziehungen zwischen dem Ver—

sicherten und dem Versicherungsträger beseitigt. Von dieser

Wirkung würden auch die in der DDR zurückgelegten Beitragszeiten

erfaßt, weil sie nach 5 15 Abs 1 FRG den in der Bundesrepublik

nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten gleichstünden.

Daran ändere nichts, daß nicht auch die in der DDR entrichteten

Beiträge erstattet worden seien. Hierin sowie in der sich daraus

ergebenden Konsequenz, daß für die entsprechenden Zeiten keine

Beiträge nachentrichtet werden könnten, liege keine Benachteili—

gung der Flüchtlinge und kein Verstoß gegen den Gleichbehand—

lungsgrundsatz des Art 3 Abs 1 des Grundgesetzes (GG). Insbeson—

dere habe sich der Gesetzgeber damit, daß er die Beitragsnachent—

richtung nach Art 2 5 27 AnVNG nur für die Zeiten zugelassen,
habe, für die Beiträge tatsächlich erstattet worden seien, im

Rahmen der ihm zustehenden Gestaltungsfreiheit gehalten. — Das

LSG hat die Revision zugelassen.

Das angefochtene Urteil ist dem damaligen Bevollmächtigten der

Klägerin am 12. Juli 1978 zugestellt worden. Auf ihren Antrag

vom 9. August 1978 ist ihr durch Beschluß des Senats vom
6. Oktober 1978 für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht

(BSG) das Armenrecht bewilligt worden. Nach Zustellung des

Beschlusses am 18. Oktober 1978 hat die Klägerin am 15.November

1978 Revision eingelegt und diese am 15. Dezember 1978 begründet.

Sie ist der Ansicht, es treffe zwar zu, daß nach 5 82 Abs 7 AVG

die Beitragserstattung grundsätzlich weitere Ansprüche aus den

bisher zurückgelegten Versicherungszeiten ausschließe. Die in

der DDR zurückgelegten Beitragszeiten könnten aber von dieser
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Wirkung nicht betroffen werden, zumal die Beiträge für diesen

Zeitraum nicht erstattet worden seien. Die gegenteilige Ansicht

der Vorinstanzen stelle eine Benachteiligung der Flüchtlinge

und damit einen Verstoß gegen Art 5 Abs 4 GG dar.

Die Klägerin beantragt,

4. ihr wegen Versäumnis der Revisionsfrist

die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

zu gewähren;

2. unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

nach dem zuletzt in erster Instanz gestellten

Antrag zu erkennen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie trägt vor, die Frage, ob die Beschränkung des Nachentrich—

tungsrechts nach Art 2 5 27 AnVNG auf Zeiten, für die tatsächlich
Beiträge erstattet worden seien, mit dem Gleichbehandlungsgebot

vereinbar sei, sei nicht Gegenstand des bisherigen Verfahrens

und des Revisionsvorbringens. Zu entscheiden sei allein darüber,

ob die Einbeziehung der in der DDR zurückgelegten Beitragszeiten

in die Verfallswirkung des 5 82 Abs 7 AVG mit dem Gleichheits—

grundsatz vereinbar sei. Dies sei mit dem Berufungsgericht zu
bejahen.

Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung gemäß 5 424 Abs 2 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG) erklärt.

II

Die Revision der Klägerin ist zulässig. Zwar ist sie entgegen

% 464 Abs 4 Satz 4 und Abs 2 Satz 4 see nicht innerhalb eines
Monats nach Zustellung des angefochtenen Urteils eingelegt und

nicht innerhalb zweier Monate nach Zustellung begründet worden.

Der Klägerin ist jedoch wegen der Versäumnis dieser Fristen
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Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Sie ist

an der Einhaltung der Fristen ohne Verschulden verhindert

gewesen (% 67 Abs 4 SGG). Die Versäumnis beruht allein darauf,

daß der Senat über das innerhalb der Revisionsfrist eingebrach—

te Gesuch der Klägerin auf Bewilligung des Armenrechts erst

nach Ablauf der Frist entschieden hat. Daß die Klägerin eine

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand auch wegen der Versäumung

der Revisionsbegründungsfrist nicht ausdrücklich beantragt hat,

ist unschädlich (% 67 Abs 2 Sätze 3 und 4 SGG).

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist, wie durch die Bezugnahme der

Revision auf den in erster Instanz zuletzt gestellten Sach—

antrag nochmals klargestellt ist, allein der Anspruch der

Klägerin auf Anerkennung (Feststellung) der in der DDR vom

4. Oktober 4952 bis 20. Juli 4957 zurückgelegten Beitrags—

zeiten als auch nach Bundesrecht anrechenbaren Beitragszeiten.

Nicht hingegen betrifft der Rechtsstreit einen Anspruch der

Klägerin auf Nachentrichtung von Beiträgen für die Zeit von
Oktober 4952 bis Juli 4957. Die Klägerin hat einen solchen

Anspruch während des gesamten Verwaltungs— und Streitverfahrens

nicht erhoben und ihren Antrag vom 6. Juni 4975 auf Nachent—

richtung freiwilliger Beiträge nach Art 2 5 27 AnVNG ausdrück—
lich auf die Zeit von August 4957 bis Oktober 4959 beschränkt.

Der Senat hat deswegen nicht darüber zu befinden, ob insbeson—

dere aus verfassungsrechtlichen Gründen eine Auslegung des

Art 2 5 27 AnVNG dahin geboten ist, daß in Fällen der vorlie—
genden Art die Nachentrichtung von Beiträgen auch für in der

DDR zurückgelegte Versicherungszeiten zulässig sein muß.

Rechtsgrundlage für die von der Klägerin begehrte Feststellung

ist 5 44 Abs 2 der Versicherungsunterlagen—Verordnung (VuVO)

vom 5. März 4960 (BGBl I S 457). Hiernach können — und müssen
auf Antrag des Versicherten — außerhalb eines Leistungsfeststel—

lungsverfahrens nach Maßgabe des FRG Versicherungsunterlagen

auch für Zeiten hergestellt werden, die nach dem FRG anrechenbar

sind.
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Die Beklagte hat es zu Recht abgelehnt, die Zeit vom 1. Oktober

1952 bis zum 20. Juli 1957 als nach dem EEG anrechenbare Zeit

anzuerkennen. Einer solchen Anerkennung steht die im Jahre 1961

durchgeführte Beitragserstattung entgegen.

Zu den anrechnungsfähigen Versicherungszeiten im Sinne der
55 27 Abs 1, 55 Abs 1 AVG gehören ua Zeiten, für die nach Bundes—

recht Beiträge als entrichtet gelten. Nach 5 15 Abs 1 FRG stehen

bei Personen im Sinne des 5 1 FRG die Beitragszeiten, die nach

dem 50. Juni 1945 bei einem außerhalb des Geltungsbereichs des

Gesetzes befindlichen deutschen Träger der gesetzlichen Renten—

versicherung zurückgelegt sind, den nach Bundesrecht zurück—

gelegten Beitragszeiten gleich. Das gilt auch für Personen, die

nicht zu dem Personenkreis des @ 1 Buchst a) bis d) FRG gehören

(@ 17 Abs 4 Buchst a FRG).

Die hiernach grundsätzlich gegebene Möglichkeit der Berücksichti—

gung Von in der DDR zurückgelegten Beitragszeiten ist im Falle

der Klägerin infolge der Erstattung der in der Zeit vom
26. August 1957 bis 5. Oktober 1959 entrichteten Beiträge

weggefallen.

Nach dem früheren @ 83 AVG ist einer Versicherten, wenn sie

geheiratet hat, auf Antrag die Hälfte der für die Zeit nach dem

20. Juni 1948 im Bundesgebiet entrichteten Beiträge erstattet

worden. 5 82 Abs 5 bis 7 AVG hat entsprechend gegolten (@ 83

Abs 5 AVG aF). Nach 5 82 Abs 7 AVG schließt die Beitragserstat—

tung weitere Ansprüche aus den bisher zurückgelegten Versicherungs—

zeiten aus. Ausgeschlossen sind somit nicht lediglich Ansprüche,

die speziell auf Beitragszeiten und von diesen wiederum auf den—

jenigen beruhen, für die die Beiträge zur Hälfte erstattet

worden sind. Vielmehr führt die Beitragserstattung zu einer

rückwirkenden Auflösung des Versicherungsverhältnisses in seiner

Gesamtheit und damit — ausgenommen einen eventuellen Anspruch

auf Erstattung restlicher Beiträge (vgl BSG SozR 2200 5 1505

Nr 7 S 15) — zum Verlust aller Rechte aus den vor der Beitrags—

erstattung zurückgelegten Versicherungszeiten, sofern diese
_’7_
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nicht erst durch eine nach der Beitragserstattung erfolgte

Gesetzesänderung rückwirkend zu Versicherungszeiten geworden

sind (BSGE 55, 477, 484 : SozR Nr 5 zu € 4504 RVG; BSG SozR

Nr 45 zu € 4505 RVG; vgl ferner BSG SozR 2200 S 4254 Nr 22).

Diese Verfallswirkung der Beitragserstattung erfaßt auch die

nach dem 50. Juni 4945 bei einem außerhalb des Geltungsbereichs

des FRG befindlichen deutschen Träger der gesetzlichen Renten—

versicherungen zurückgelegten Beitragszeiten, welche gemäß

5 45 Abs 4 Satz 4, 5 47 Abs 4 Buchst a) FRG den nach Bundesrecht
zurückgelegten Beitragszeiten gleichstehen (vgl zur Verfalls—

wirkung bezüglich der Fremdzeiten auch Koch/Hartmann/V.Altrock/

Fürst, Das Angestelltenversicherungsgesetz, 2. und 5. Aufl,

5 82 AVG, Anm D II). Die Gleichstellung dieser Eremdzeiten mit

den nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten ist in der

hier maßgeblichen Hinsicht ohne Einschränkungen vorgenommen

worden. 5 45 Abs 4 Satz 4 und 5 47 Abs 4 Buchst a) FRG bieten
keinen Anhaltspunkt dafür, daß die Gleichstellung nur für den

Fall der Gewährung einer Leistung aus der gesetzlichen Renten—

versicherung, nicht aber etwa für den Fall der Beitragserstat—

tung gelten soll. Das Gesetz sieht die Gleichstellung ohne

Einschränkungen vor. Infolgedessen sind die fremden Beitrags-

zeiten auch im Sinne des S 82 Abs 7 AVG "bisher zurückgelegte

Versicherungszeiten" und somit die aus ihnen abgeleiteten

Ansprüche durch eine Beitragserstattung ausgeschlossen.

Diesem Ergebnis steht nicht entgegen, daß die Beitragserstat—

tung nach @ 85 Abs 4 AVG aF auf die nach den dort genannten

Zeitpunkten im Bundesgebiet mit Einschluß des Bundeslandes

Berlin entrichteten Beiträge beschränkt ist und somit die

während der Fremdzeiten geleisteten Beiträge nicht erfaßt. Es

ist schon fraglich, ob dieser Umstand im Rahmen des von der

Klägerin im vorliegenden Rechtsstreit verfolgten Anspruchs

Berücksichtigung finden kann oder nicht vielmehr allein die

Rechtmäßigkeit der durch den bindenden Bescheid vom 24. Mai

4964 durchgeführten Beitragserstattung selbst berührt. Dies

kann jedoch auf sich beruhen. Jedenfalls in der Sache selbst
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kann die Klägerin sich nicht mit Erfolg darauf berufen, daß ihr

die in der DDR von Oktober 4952 bis Juli 4957 entrichteten Bei—

träge von der Beklagten nicht erstattet worden sind. Die Verfalls—

wirkung des 5 82 Abs 7 AVG ist — wie erwähnt — nicht auf Ansprüche
lediglich aus solchen Versicherungszeiten beschränkt, während

derer Beiträge entrichü■;und für die diese Beiträge später wieder
erstattet worden sind. Vielmehr führt sie zu einer rückwirkenden

Auflösung des Versicherungsverhältnisses in seiner Gesamtheit

und somit auch bezüglich der Beitragszeiten, für die die Beiträge

nicht erstattet werden können. Dieses Ergebnis ist hinsichtlich

der von der Klägerin in der DDR entrichteten Beiträge sachlich

gerechtfertigt. Die Beiträge sind nicht einem Träger der gesetz—

lichen Rentenversicherung der Bundesrepublik Deutschland zugeflos—

sen. Unter diesem Gesichtspunkt läßt sich daher die Berücksichti—

gung der ihnen zugrunde liegenden Versicherungszeiten als nach

Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten nicht rechtfertigen.

Vielmehr hat es der ausdrücklichen Regelung in 5 45 Abs 4 Satz 4

und 5 47 Abs 4 Buchst a) FRG bedurft, um die Gleichstellung der

fremden mit nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten

herbeizuführen, obgleich die während der Fremdzeiten entrichteten

Beiträge gerade nicht an einen Versicherungsträger der Bundes—

republik Deutschland gelangt sind. Konsequenterweise kann dann

aber der Verfall von Ansprüchen aus den fremden Beitragszeiten

gemäß 5 82 Abs 7 AVG nicht davon abhängig gemacht werden, daß

auch die während dieser Zeiten geleisteten Beiträge von einem

Versicherungsträger der Bundesrepublik erstattet werden.

Damit zugleich erweist sich die von der Klägerin erhobene Rüge

einer Verletzung des Art 5 Abs 4 GG als unbegründet. Der all—

gemeine Gleichheitsgrundsatz verbietet es, wesentlich gleiche

Sachverhalte willkürlich ungleich und wesentlich ungleiche Sach—

verhalte willkürlich gleich zu behandeln. Dadurch, daß nach

@ 82 Abs 7 AVG einerseits Ansprüche aus den in 5 85 Abs 4 AVG aF

genannten Beitragszeiten nur dann verfallen, wenn die während

dieser Zeiten abgeführten Beiträge ganz oder zum Teil erstattet

worden sind, andererseits die Ansprüche aus fremden Beitrags—

.
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zeiten im Sinne der 55 15 Abs 1 Satz 1, 17 Abs 1 Buchst a) FRG

ohne Beitragserstattung verfallen, werden nicht ungleiche Sach—

verhalte willkürlich gleich behandelt. Bezüglich der Rechtswir—

kung der Beitragserstattung liegt eine Ungleichbehandlung von
vornherein nicht vor. Die Beitragserstattung führt zum Erlö—

schen der Ansprüche sowohl aus den in 5 85 Abs 1 AVG aF genannten

als auch aus den fremden Beitragszeiten. Insofern kann entgegen

der Auffassung der Klägerin von einer Benachteiligung der

Flüchtlinge gegenüber denjenigen Versicherten, die vor dem

Antrag auf Beitragserstattung Beiträge zur gesetzlichen Renten—

versicherung der Bundesrepublik Deutschland geleistet haben,

nicht die Rede sein. Eine Ungleichbehandlung liegt lediglich

insoweit vor, als allein die auf Zeiten im Sinne des 5 85 Abs 1

AVG aF entfallenden, nicht hingegen die während fremder Bei—

tragszeiten entrichteten Beiträge erstattet werden. Auch in

diesem Zusammenhang kann dahinstehen, ob hierdurch nicht allein

die Rechtmäßigkeit der Beitragserstattung berührt wird, über

die angesichts der Bindungswirkung des Bescheides vom 24. Mai

1961 im vorliegenden Verfahren nicht zu befinden ist. Jedenfalls

ist die Ungleichbehandlung bezüglich der Beitragserstattung

sachgerecht und nicht willkürlich. Fremde Beitragszeiten im

Sinne der SS 15 Abs 1 Satz 1, 17 Abs 1 Buchst a) FRG werden den
nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten gleichgestellt,

obwohl die während der Fremdzeiten entrichteten Beiträge nicht

an einen Träger der gesetzlichen Rentenversicherung der Bundes—

republik abgeführt worden sind. Eine Berücksichtigung der nach

Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten setzt hingegen not—

wendigerweise eine tatsächliche Beitragsentrichtung voraus.
Angesichts dieses wesentlichen Unterschiedes kann es nicht als

sachwidrig angesehen werden, wenn die Verfallswirkung des 5 82

Abs 7 AVG lediglich von der Erstattung der tatsächlich entrich—

teten Beiträge abhängig gemacht wird. Daß der Gesetzgeber

darüber hinaus gehalten ist bzw war, die durch 5 15 Abs 1 Satz 1,

5 17 Abs 1 Buchst a) FRG gewährte Begünstigung dahin fortzu—

schreiben, daß auch die während der Fremdzeiten entrichteten

Beiträge im Rahmen des 5 83 Abs 1 AVG aF zu erstatten sind,
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obgleich sie dem erstattungspflichtigen Versicherungsträger

tatsächlich gar nicht zugeflossen sind, läßt sich aus dem

Gleichbehandlungsgebot des Art 5 Abs 4 GG nicht herleiten.

Die Zeit der Beitragsleistung der Klägerin in der DDR von
Oktober 4952 bis Juli 4957 ist nicht nachträglich wieder zu

einer anrechnungsfähigen Versicherungszeit im Sinne der 55 27

Abs 4, 55 Abs 4 AVG geworden. Im Verlaufe des Berufungsverfah—

rens hat die Klägerin dies daraus herzuleiten versucht, daß

5 83 AVG aF mit Wirkung zum 4. Januar 4968 aufgehoben worden

und damit auch die Bezugnahme auf 5 82 Abs 7 AVG entfallen sei,

so daß Ansprüche aus den fremden Beitragszeiten nicht weiterhin

als verfallen angesehen werden könnten. Das Berufungsgericht hat

demgegenüber ausgeführt, ein in der Vergangenheit liegender ab—

geschlossener Tatbestand werde durch eine Gesetzesänderung nur
berührt, wenn und soweit dies ausdrücklich geregelt worden sei;

für die Beitragserstattung nach 5 85 AVG habe der Gesetzgeber
eine entsprechende Bestimmung nicht getroffen. Dem stimmt der

Senat zu. Die Klägerin hat diesen Gesichtspunkt im Revisions—

verfahren auch nicht mehr aufgegriffen.

Die von der Klägerin vorgenommene Nachentrichtung von Beiträgen

für die Zeit vom 26. August 4957 bis zum 5. Oktober 4959 gemäß

Art 2 5 27 AnVNG kann ebenfalls nicht bewirken, daß die in der

DDR von Oktober 4952 bis Juli 4957 zurückgelegten Beitrags—

zeiten rückwirkend wieder zu einer anrechnungsfähigen Versiche—

rungszeit werden. Die Beitragsnachentrichtung nach Art 2 5 27

AnVNG führt nicht zu einer Beseitigung der mit der früheren

Beitragserstattung nach 5 82 Abs 7 AVG verbundenen Verfalls—

wirkung und damit zu einer Wiederherstellung des früheren Versi—

cherungsverhältnisses in seiner Gesamtheit. Das ergibt sich ins—

besondere aus einem Vergleich mit Art 2 5 5 a Abs 2 AnVNG. Hier—

nach können Versicherte im Sinne des Abs 4 der Vorschrift, denen

aufgrund des 5 82 Abs 4 AVG Beiträge erstattet worden sind, auf

Antrag den für die Zeit nach dem 34. Dezember 4955 erstatteten

Beitrag wieder einzahlen. Im Falle der Wiedereinzahlung gilt die

Erstattung für Beiträge nach dem 54. Dezember 4955 als nicht

_ qq _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ qq _

durchgeführt. Die wiedereingezahlten Beiträge bilden damit

jedenfalls dann, wenn die Erstattung nur Beitragszeiträume ab

4. Januar 4956 erfaßt hatte, einen wiederhergestellten Versi—

cherungsverlauf (vgl Koch/Hartmann/v.Altrock/Fürst, aaO, S 85,

Anm B III 1). Art 2 5 27 AnVNG läßt demgegenüber nicht eine
Wiedereinzahlung der erstatteten Beiträge, sondern lediglich

die Nachentrichtung freiwilliger Beiträge für den Erstattungs—

zeitraum zu. Diese Nachentrichtung hebt die Beitragserstattung

nicht auf. Sie begründet einen neuen Versicherungsverlauf,

ohne daß dadurch vor dem Erstattungszeitpunkt liegende und durch

die Erstattung untergegangene weitere Versicherungszeiten wieder

anrechenbar würden (Koch/Hartmann/v.Altrock/Fürst, aaO; Ver—

bandskommentar zur Reichsversicherungsordnung, Viertes und

Fünftes Buch, Bd III, Art 2 5 28 ArVNG, Anm 5). Auch der
erkennende Senat hat — wenn auch in anderen Zusammenhängen —

wiederholt auf den Rechtscharakter der nach Art 2 5 27 AnVNG

nachentrichteten Beiträge als freiwillige Beiträge und damit

auf ihre fehlende Identität mit den ursprünglich geleisteten

und Später erstatteten Beiträgen hingewiesen (vgl BSGE 56, 494,

495 f = SozR Nr 44 zu 5 4255 EVO; BSG SozR 2200 5 4254 Nr 20

S 56).

Die Klägerin kann nach alledem unter keinem rechtlichen

Gesichtspunkt die Anerkennung der Zeit vom 4. Oktober 4952

bis zum 20. Juli 4957 als Beitragszeit verlangen. Dies muß

zur Zurückweisung ihrer Revision führen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Abs 1 SGG.
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